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AKTUELL 

Rauchen wird teurer 
(AP) Rauchen wird teurer: Der 

Bundesrat hat die Steuer auf Ziga
retten auf den kommenden 1. März 
um rund 15 Prozent angehoben. Pro 
Päckchen Zigaretten wird dies in
klusive Mehrwertsteuer 20 Rappen 
ausmachen, wie das Eidgenössische 
Finanzdepartement (EFD) am Mitt
woch mitteilte. Der Bund erhofft 
sich durch die Steuererhöhung Meh
reinnahmen von 150 Millionen 
Franken. Der  Ertrag aus der Tabak
steuer ist vollumfänglich für die Mit
finanzierung der Sozialwerke AHV 
und IV bestimmt. 1994 sollte die Ta
baksteuer rund 1,2 Milliarden Fran
ken abwerfen. 

Butter wird billiger 
Vorzugs- sowie Koch- und Brat-* 

butter werden ab Anfang November 
zwischen 50 und 60 Rappen pro Kilo
gramm billiger. Dies ist die Folge der 
bereits im Januar beschlossenen Sen
kung der Abgabepreise, wie das 
EVD am Mittwoch mitteilte. Der 
Butter-Übernahmepreis wird erneut 
um 20 Rappen gesenkt. Ab dem er
sten November ist bei der Vorzugs-, 
Molkerei- und Käsereibutter das Ki
lo 50 Rappen billiger zu haben, wie 
das Eidgenössische Volkswirtschafts
departement (EVD) mitteilte. 

Gut vier Prozent 
Ausländer in der EU 

Der Ausländeranteil in. der Ei£' 
ropäischen Union wird auch nach 
dem geplanten Beitritt Österreichs, 
Finnlands, Schwedens und Norwe
gens etwas über vier Prozent betra
gen. Das erklärte das EU-Amt für 
Statistik in einem am Mittwoch in 
Brüssel verbreiteten Bericht. Insge
samt werde in den EU-Landern die 
Zahl der Bürger mit ausländischer 
Staatsangehörigkeit von annähernd 
15 auf 16 Millionen steigen, berech
neten die Statistiker. Die Gesamtbe
völkerung steige demgegenüber von 
rund 344 auf 370 Millionen. 

Stich auf dem Posten 
Der Schweizer Bundespräsident 

Otto Stich hat das Ruder wieder im 
Griff. Gleich an seinem ersten Ar
beitstag nach seinem Zusammen
bruch vor zwei Wochen leitete er am 
Mittwoch die Sitzung des Bundesra-, 
tes. Er  wolle sein «neugeschenktes 
Leben» so fortführen, wie e r  sein 
bisheriges gelebt habe, sagte e r  gut
gelaunt vor der Bundehauspresse. 
«Ich freue mich, dass ich wieder hier 
bin», leitete Stich seinen ersten Auf
tritt in der Öffentlichkeit seit seiner 
Entlassung aus dem Spital ein. 

Die EWR-Abstimmung kann erst im Jahre 1995 stattfinden 
Regierung hält an unrealistischem Zeitplan fest-Landtag wollte konkrete Auskunft von der Regierung über Informationskonzept zur Abstimmung 

(G.M.) - Die für Aussenpolitik zustän
digen Mitglieder der Regierung, also Re
gierungschef Dr. Mario Frick, Regie-
rungsrätin Dr. Andrea Willi und Regie
rungsrat Dr. Michael Ritter, hielten auch 
gestern im Landtag an ihrer Zielsetzung 
fest, dass das Fürstentum Liechtenstein 
auf den 1. Januar 1995 EWR-Mitglied 
werden soll. Die für Mitte Dezember 
1994 vorgesehene zweite EWR-Volksab
stimmung jedoch kann nicht mehr zu die
sem Zeitpunkt durchgeführt werden: Sie 
soll auf Anfang 1995 verschoben werden. 

Mit der Schweiz si{id die Verhandlun
gen zum Abschluss gebracht worden, er
klärte Regierungsrätin Dr. Andrea Willi, 
doch nach der Paraphierung der Ver
tragstexte zur Änderung des Zollvertra
ges steht die Unterzeichnung auf Regie
rungsebene noch aus. Wann dies der Fall 
sein wird, konnte die Regierungsrätin 
noch nicht konkret sagen. 

Den Brüsseler Gremien liegt die «Lö
sungsplattform» wohl seit einiger Zeit 
vor, doch fehlen bislang noch die Stellun
gnahmen und das Einverständnis der 
EWR-Vertragspartner. Für die Umset
zung des EWR-Rechts und der Anpas
sung des Zollvertrags sind nach Angaben 
von Regierungsrätin Willi die Vorkehren 
getroffen. 

Der Landtag befasste sich gestern vormittag eingehend mit der umstrittenen Vorgangsweise der Regierung, zuerst die Aus
führungsgesetze zur Behandlung vorzulegen, bevor der Staatsvertrag Schweiz-Liechtenstein beraten und verabschiedet sei. 

Noch liegen die EWR-Antworten aus Brüssel nicht vor 
Debatte im Landtag über die Zwischenberichte der Regierung über das Verhandlungsergebnis mit der Schweiz und den EWR-Partnern 

Präsident Otmar Hasler die Regierung Die Regierung gab sich wei
terhin voller Hoffnung, im Landtag herr
schte gegenüber diesen optimistischen 
Vorstellungen eine gewisse Skepsis von 
Die Zielsetzung der Regierung, dass das 
Fürstentum Liechtenstein auf den 1. Ja
nuar 1995 dem EWR beitreten sollte, 
bleibt unverändert aufrecht, doch hat die 
Regierung erstmals ihre Vorstellung kor
rigiert, dass die 2. EWR-Abstimmung 
noch in diesem Jahr möglich ist - die 
Volksentscheidung ist auf Anfang des 
kommenden Jahres verschoben worden. 

«Und es ist doch möglich, zwei Wirt
schaftsräumen gleichzeitig anzugehö
ren», frohlockte Regierungsrat Dr. Mi
chael Ritter bei der Abgabe des Zwi
schenberichtes über die Verhandlungen 
mit der Schweiz über die Abänderung 
des Zollvertrages im Hinblick auf den 
EWR-Beitritt. Allerdings ist bislang erst 
die Paraphierung der Vertragstexte vor

genommen worden, während die Unter
zeichnung auf Regierungsebene noch 
aussteht. Über die Gründe, weshalb eine 
unüblich lange Zeit zwischen Paraphie
rung und Unterzeichnung verstreicht, 
schwiegen sich die Regierungsvertreter 
aus. Regierungsrat Dr. Michael Ritter 
sagte dazu lediglich, dass diese Verzöge
rung nicht als Symptom dafür gewertet 

werden könne, es get>£, Probleme zwi
schen den beiden 'Nachbarstaaten 
Schweiz und Liechtenstein. 

Zuerst Anpassung des innerstaatlichen -
Rechts? 

Aus der Not eine T\igend machend, er
klärte Ritter weiter, dass es sinnvoll sei, 
die Behandlungen der vorliegenden Ge
setze zur Anpassung des innerstaatlichen 
Rechts vor dem Staatsvertrag vorzuneh
men, weil die Gesetze bekanntlich drei 
Lesungen brauchten. Dennoch versprach 
er, dass die Regierung bemüht sei, so 
rasch wie möglich dem Landtag den Be
richt und Antrag über den schweizerisch
liechtensteinischen Staatsvertrag zu un
terbreiten. Nachdem sich schon vorher 
an diesem Vorhaben Kritik erhoben hat
te, insbesondere durch FBP-Fraktions-
sprecher Dr. Gabriel Marxer, gab Regie
rungsrat Ritter zu verstehen, dass Liech
tenstein eben nicht allein agieren könne, 
sondern auf die Zusammenarbeit mit 
den Partnern angewiesen sei. 

Frage der Volksabstimmung 
Auf die vorliegende Zeitplanung ein

gehend, betonte der FBP-Abgeordnete 
Rudolf Lampert, dass noch eine Volksab
stimmung stattzufinden habe und für die

se Entscheidungsfindung genügend 2ei t  
zur Verfügung stehen müsse. Um etwas 
Licht in die verwirrende Argumentation 
der Regierung über die Zeitplanung hin
einzubringen, fragte der FBP-Abgeord-
nete Alois Beck an, ob die liechtensteini
sche Abstimmung vor dem 20. Dezember 
1994 - also dem Zeitpunkt, an dem der 
EU-Ministerrat über das Dossier Liech
tenstein entscheiden soll - stattfinden 
müsse. In seiner Antwort deutete Regie
rungsrat Ritter an, was Regierungsrätin 
Dr. Andrea Willi in ihrem nachfolgenden 
Zwischenbericht über den Stand der Ver
handlungen mit den EWR-Partnern aus
führte: Die Volksabstimmung kann nicht 
mehr in diesem Jahr stattfinden, sondern 
soll auf Anfang 1995 verschoben werden. 
Dabei unterstrich Regierungsrat Ritter, 
dass es nicht in erster Linie um den Zeit
punkt der Abstimmung gehe, sondern 
vor allem um die Verwirklichung der 
Zielsetzung. 

Volk klaren Wein einschenken 
Direkt oder indirekt niusste die Regie

rung in der nachfolgenden Diskussion ei
nige Kritik einstecken. Man sollte nicht 
um den heissen Brei herumreden, forder
te VU-Fraktionssprecher Dr. Peter Wolff 
mit Nachdruck, während Landtagsvize-

aufforderte, «dem yolk klaren Wein ein
zuschenken». E r  forderte die Regierung 
im weiteren auf, das Informationskon
zept für die Abstimmung zu veröffentli
chen und darauf zu achten, dass die Be
völkerung genügend Zeit für die Ent
scheidungsfindung habe. Missverständli
ches in den Äusserungen von Regie
rungsrätin Willi entdeckte VU-Sprecher 
Wolff: Im November sollten nach ihrer 
Aussage die Brüsseler Resultate vorlie
gen, doch der EU-Ministerrat werde die 
Entscheidung erst am 20. Dezember 1994 
fällen. Regierungsrätin Willi gab dazu die 
etwas gewagte Erklärung ab, dass es sich 
um einen vorformulierten Beschluss 
handle, an dem der Ministerrat keine Än
derungen mehr vornehme. 

Problem der Übergangsfristen 
Auch die Frage der Übergangsfristen 

stand im Interesse der Debatte. Regie
rungsrätin Willi erklärte dazu, dass diese 
Fristen auf bestimmte Daten fixiert seien 
und für die anderen EFTA-Staaten nicht 
abgeändert worden seien. Die Regierung 
strebe eine optimalere Lösung an, was 
darauf hindeutet, dass bisher noch dar
über verhandelt wurde oder noch keine 
«positive Signale aus Brüssel» vorliegen. 

Wer führt eigentlich die Aussenpolitik? 
Kritische Anmerkungen im Landtag über aussenpolitische Zuständigkeiten der VU-Regierungsmitglieder 

(G.M.) - Nicht der Staatsvertrag über 
die Änderung des schweizerisch-liech
tensteinischen Zollvertrages lag gestern 
vormittag für die «Sondersitzung» des 
Landtags vor, sondern lediglich zwei 
Zwischenberichte der Regierung, die 
dem Parlament in mündlicher Form ab
gegeben wurden. Die Regierung musste 
sich deshalb Kritik gefallen lassen. 

«Zwischenbericht zum bilateralen 
Verhandlungsergebnis mit der Schweiz 
im Hinblick auf die Teilnahme des Für
stentums Liechtenstein am EWR», 
hiess der erste Tagesordnungspunkt der 
gestrigen Landtagssitzung. Überra
schung herrschte im Plenum vor, weil zu 
dieser wichtigen Angelegenheit nicht 
Regierungschef Dr. Mario Frick oder 
die für Aussenpoliltik zuständige Re
gierungsrätin Dr. Andrea Willi Stellung 
bezog, sondern der für Wirtschaftsfra-

Nicht Regierungschef Dr. Mario. Frick 
und nicht Regierungsrätin Dr. Andrea 
Willi gaben Auskunft über EWR-Vorge-
hen, sondern der  für Wirtschaftsfragen 
zuständige Regierungsrat Dr. Michael 
Ritter. (Bild: Beat Schürte) 

gen zuständige Regierungsrat Dr. 
Michael Ritter. Diese bisher unübliche 
Konstellation veranlasste den FBP-Ab-
geordneten Gebhard Hoch zur Frage, 
wer denn eigentlich die Aussenpolitik 
führe. Nach seiner Auffassung bestätige 
diese Aufteilung der aussenpolitischen 
Belange den Eindruck, dass in der Aus
senpolitik je nach Opportunität wech
selnde Regierungsmitglieder Auskunft 
geben würden. Der innerhalb der VU-
Regierungsmannschaft offensichtlich 
«starke Mann», Regierungsrat Dr. 
Michael Ritter, überliess die Antwort 
nicht Regierungschef Frick, sondern 
wies in seiner Antwort auf ausländische 
Beispiele, insbesondere in der Schweiz 
und östereich, hin. Im bilateralen Be
reich werde e r  Auskunft geben, für den 
multilateralen Sektor sei Regierungs-

1 rätin Dr. Andrea Willi zuständig. 
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deSede-Handwerk. 
Die Liebe zum Detail. 

Ursprüngliches, natürliches Leder und  ausge
wählte Stoffe - verarbeitet nach höchsten Qua-
litäts-Massstäben. deSede. Spürbare Handwerks
kunst made in Switzerland. 

deSede 
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